




Die Rückkehr der Dynastie? 
Indien nach dem Wahlsieg der 
Kongresspartei
Doris Hillger
Indiens Wählerschaft gab der United Progressive Alliance (UPA) unter der Führung der 
Kongresspartei in den Wahlen zur 15. Lok Sabha, dem Unterhaus des indischen Parlamen­
tes, ein eindeutiges Mandat – entgegen aller Spekulationen über eine fortschreitende Frag­
mentierung des Parlamentes durch das erwartete Erstarken der Regionalparteien und eine 
daraus folgende Instabilität potenzieller Regierungskoalitionen.
Analyse:
Mit 206 von 543 Sitzen in der Lok Sabha hat die Kongresspartei ihre Führungsposition 
innerhalb der UPA (insgesamt 261 Sitze) deutlich gestärkt. Gleichzeitig hat das schlech­
te Abschneiden vieler Regionalparteien die Zahl der Koalitionspartner drastisch ver­
ringert, von 16 zu Beginn der letzten Legislaturperiode auf nunmehr 7 Parteien.
Die National Democratic Alliance (NDA) als größte Oppositionsgruppierung hat gegen­
über der letzten Wahl 26 Sitze eingebüßt. Der größte Verlierer war die Bharatiya Janata 
Party (BJP), die in 19 von 21 großen Bundesstaaten an Stimmen und damit 16 Sitze in 
der Lok Sabha verlor.
Die Parteien der so genannten „Third Front“, eines Konglomerats aus linken und Re­
gionalparteien, haben ebenfalls einen deutlichen Stimmenverlust zu verkraften, der 
fast ausschließlich auf dem miserablen Abschneiden der beiden kommunistischen 
Parteien zurückzuführen ist.
In den Wahlergebnissen spiegelt sich eine fortschreitende Normalisierung demokra­
tischer Prozesse auf nationaler Ebene und in vielen Bundesstaaten wider. In deren 
Folge hat sich die Aufmerksamkeit der Wählerschaft – trotz andauernder innerstaat­
licher Konflikte und wachsender Angst vor islamistischem Terror – auf die Leistungs­
bilanz der regierenden Parteien konzentriert.
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1.	 Wahlen	in	Indien:	Ein	Sechstel	der	Mensch­
heit	stimmt	ab
Parlamentswahlen in Indien sind wohl das größte 
und logistisch aufwändigste demokratische Unter­
fangen der Welt. In fünf Wahlphasen zwischen dem 
16. April und dem 13. Mai 2009 waren 714 Millio­
nen Wahlberechtigte aufgefordert, in 828.000 Wahl­
lokalen, verteilt über 543 Wahlkreise, ihre Stimme 
abzugeben.
Zur Wahl standen rund 4.600 Kandidaten, die 
Election Commission of India (ECI) registrierte 9 natio­
nale, 47 regionale und 500 lokale Parteien.1 Gewählt 
wird nach dem einfachen Mehrheitswahlrecht, bei 
dem der Kandidat, der die meisten Stimmen auf sich 
vereinigen kann, das Mandat erhält. Dies kann zu 
erheblichen Verzerrungen bei der Sitzverteilung im 
Parlament führen.
Obwohl die Wahlen mit Anschlägen maoistischer 
Gruppen in Bihar und Jharkhand begannen, denen 
17 Menschen zum Opfer fielen, war der Verlauf ins­
gesamt weitgehend friedlich. Unruhen in den Stam­
mesgebieten im Distrikt Lalgarh in Westbengalen 
überschatteten allerdings den Urnengang.2
Ein immens hohes Aufgebot an Sicherheitskräf­
ten war über die fünf Wahlphasen hinweg im Ein­
satz und verhinderte den vor allem in ländlichen Ge­
bieten häufigen Diebstahl von Wahlurnen und die 
Besetzung von Wahllokalen.
Die Wahlbeteiligung lag bei durchschnittlich 60 %, 
in den einzelnen Bundesstaaten fluktuierte die Betei­
ligung allerdings erheblich. Am oberen Ende der 
Skala lagen die nordöstlichen Bundesstaaten mit zwi­
schen 83 % und 90 % sowie die kommunistisch ge­
prägten Bundesstaaten Kerala und Westbengalen, am 
unteren Ende rangierten die nordindischen Flächen­
staaten Bihar und Uttar Pradesh mit 44 % bzw. 47 % 
Wahlbeteiligung.
Das Ergebnis der Wahlen zur 15. Lok Sabha wur­
de in den Medien einhellig als Rückkehr des Na­
tionalen ins Zentrum der Politik, als Ausdruck des 
Wunsches der Wähler nach Stabilität und als Zu­
stimmung zur Wirtschaftspolitik der alten und 
1 Election Commission of India, http://.eci.nic.in, abgerufen am 
24.06.2009.
2 In Lalgarh besetzte eine von Maoisten unterstützte Gruppe 
von Stammesangehörigen (Tribal Committee against Police At- 
rocities) verschiedene Polizeiwachen, um gegen willkürliche 
Übergriffe gegen Stammesangehörige im Rahmen der Verfol­
gung maoistischer Rebellengruppen zu protestieren. Der Kon­
flikt eskalierte bis Mitte Juni und zog einen massiven antimao­
istischen Einsatz von Soldaten nach sich, der die gesamte Re­ 
gion in den Ausnahmezustand versetzte und dazu führte, dass 
Flüchtlinge in die Nachbardistrikte strömten.
neuen Regierung Singh gewertet. Das schlechte Ab­
schneiden vieler der Koalitionspartner, welche die 
regierende United Progressive Alliance (UPA) wäh­
rend der letzten Legislaturperiode an den Rand der 
Handlungsunfähigkeit brachten, wird weithin als 
Absage der Wählerinnen und Wähler an die „Politik 
der Erpressung“ (blackmail politics) durch kleine Ko­
alitionspartner gewertet. Die weitsichtige Führung 
des Kongresses durch Parteichefin Sonia Gandhi 
und der Aufbau ihres Sohnes Rahul zur Führungsfi­
gur verleiten viele Kommentatoren bereits zum Ver­
gleich mit der nationalen Ikone Indira Gandhi und 
ihrem Sohn Rajiv.
Obwohl der deutliche Wahlsieg der Regierungs­
koalition den meisten Prognosen widerspricht, gibt 
es einige Faktoren, die deutlich machen, dass der 
Wahlausgang zu erwarten war und eine Kontinuität 
mit den beiden vorangegangenen Parlamentswahlen 
bildet.
2.	 Parteien,	Bündnisse	und	Wahlkampfstrategien
Koalitionsaussagen und Wahlabsprachen spielen im 
indischen Mehrparteiensystem eine entscheidende 
Rolle. Wahlabsprachen (seat-sharing agreements) ver­
bessern die Chancen kleinerer Parteien, indem der 
größere Partner als Gegenleistung für die Koaliti­
onszusage darauf verzichtet, in bestimmten Wahl­
kreisen eigene Kandidaten aufzustellen.
Der Wahlkampf war geprägt von drei großen 
und einem kleinen Parteienbündnis, die jeweils in 
Opposition zueinander die Mehrheit der Stimmen 
auf sich zu vereinigen hofften. Neben den beiden 
großen Verbünden, der United Progressive Alliance 
und der National Democratic Alliance (NDA), waren 
dies die Third Front und die Fourth Front.
Die UPA ging mit zwölf Bündnispartern in den 
Wahlkampf, darunter neben der Kongresspartei drei 
von ehemaligen Kongressmitgliedern gegründete 
Regionalparteien (Trinamool Congress, Kerala Congress 
und Nationalist Congress Party), die Dravida Munnetra 
Kazhagam (DMK) aus Tamil Nadu, die Jammu & Kash-
mir National Conference (JKNC) und einige kleinere 
Parteien.
Die NDA ging mit 14 Bündnispartnern an den 
Start. Die BJP ist die stärkste Partei im Bunde, daneben 
sind zwei weitere überregionale Parteien, die Janata 
Dal United (JDU) und der Rashtriya Lok Dal (RLK), 
vertreten. Verschiedene Regionalparteien, darunter 
die faschistoide Shiv Sena aus Maharashtra, die Shi-
romani Akali Dal (SAD) aus dem Punjab und andere 
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ehemals sezessionistische Parteien aus den nordöstli­
chen Bundesstaaten, gehören ebenfalls der NDA an.
Daneben positionierten sich die Wahlbündnisse 
der Third Front und der Fourth Front als politische 
Alternativen. Die Third Front umfasst ein buntes 
Konglomerat von linken und Regionalparteien, dar­
unter die Bahujan Samaj Party (BSP). Deren Parteivor­
sitzende und Ministerpräsidentin im Flächenstaat 
Uttar Pradesh, Mayawati, hatte im Vorfeld der Wah­
len im Falle eines Sieges der Third Front Ansprüche 
auf den Posten der Premierministerin angemeldet. 
Weitere Bündnispartner sind die Communist Party of 
India (CPI) und die Communist Party of India/Marxist 
(CPM), die in Westbengalen und Kerala seit Jahr­
zehnten die Regierung führen, die Biju Janata Dal 
(BJD) des amtierenden Ministerpräsidenten des Bun­
desstaates Bihar, die Telugu Desham Party (TDP) aus 
Andhra Pradesh und die Anna Dravida Munnetra 
Kazhagam (ADMK) aus Tamil Nadu.
Die Fourth Front besteht maßgeblich aus der 
Samajvadi Party (SP), dem Rashtriya Janata Dal (RJD) 
und der Lok Janshakti Party (LJP), die sich zwar als 
nationale Parteien verstehen, ihrer Wählerbasis nach 
aber den Regionalparteien zuzuordnen sind. Die SP 
ist hauptsächlich in Uttar Pradesh stark, mobilisiert 
aber überregional Stimmen vor allem unter Musli­
men. Die RJD wird fast ausschliesslich in Bihar ge­
wählt, wo Parteichef Laloo Prasad Yadav über meh­
rere Legislaturperioden die Geschicke des Bundes­
staates bestimmte – mit verheerender Bilanz für so­
ziale und wirtschaftliche Entwicklung sowie innere 
Sicherheit. Die LJP, eine Abspaltung der JDU, ist 
ebenfalls vornehmlich in Bihar vertreten.
Kennzeichnend für Wahlbündnisse in Indien ist 
ihre rein strategische Ausrichtung und das meist feh­
lende gemeinsame politische Programm. Die einzi­
ge Ausnahme in dieser Hinsicht bildet die Left Front, 
die in Kerala und Westbengalen die Regierungen 
stellt und deren konstituierende Parteien ein gemein­
sames Programm haben (dem sie allerdings in der 
Regierungpraxis nicht unbedingt gerecht werden). 
Da die Left Front sich in den Parlamentswahlen der 
Third Front anschloss, verspielte sie dieses politische 
Kapital.
Die Themen, mit denen die Parteien in den Wahl­
kampf zogen, unterschieden sich deutlich darin, wel­ 
che Wählerschichten sie anzusprechen suchten. Hier­
in lag der große Vorteil der Kongresspartei, die mit 
ihrer Ausrichtung auf die Probleme des „kleinen 
Mannes“ (aam aadmi) ihre erfolgreiche Strategie von 
2004 fortsetzte, gestärkt durch die Erfolge der UPA­
Regierung bei der Implementierung des „National 
Rural Employment Guarantee Act“, des „Farmer 
Loan Waivers Act“ und des „Right to Information 
Act“. Die stringent betriebene Durchsetzung dieser 
Gesetze fand insbesondere bei den sozial und ökono­
misch benachteiligten Bevölkerungsschichten über 
die Bundesstaaten hinweg große Zustimmung.
Die BJP konzentrierte sich vornehmlich auf das 
Thema innere und äußere Sicherheit und machte 
das angebliche Versagen der Regierung im Umgang 
mit den Anschlägen vom 26. November 2008 in 
Mumbai zu ihrem zentralen Aufhänger im Wahl­
kampf. Zwar versuchte auch sie mit dem Schlag­
wort „inclusive growth“ rhethorisch von der in 
den Parlamentswahlen von 2004 desaströsen, auf 
die obere Mittelschicht zugeschnittenen „India­shin­
ing“­Agenda abzurücken und ihrem stark wirt­
schaftsliberalen Image einen sozialen Anstrich zu 
geben. Dies fand aber offenbar bei der Mehrheit der 
Wähler keine Resonanz, zumal es die UPA­Regie­
rung war, hier in erster Linie die Left-Front­Partei­ 
en, die den Begriff in der politischen Debatte wäh­
rend der letzten Legislaturperiode geprägt hat.
Zudem trugen ein parteiinterner Streit um den 
geeigneten Anwärter auf das Amt des Premierminis­
ters im Falle eines Wahlsieges der NDA und die anti­
muslimischen Entgleisungen Varun Gandhis, Cousin 
Rahul Gandhis und abtrünniger Spross des Nehru­
Gandhi­Clans, nicht zum Bild einer geschlossenen 
und regierungsfähigen Partei bei. Die Debatte um den 
Minsterpräsidenten von Gujarat, Narendra Modi, als 
potenziellen Ministerpräsidenten wurde von vielen 
als Affront gegen Parteichef L. K. Advani empfun­
den, der dessen Wahlkampf erheblich schwächte.
Die treibenden Kräfte der dritten Front, die Ba-
hujan Samaj Party (BSP) und die kommunistischen 
Parteien, CPI und CPM, bauten ihren Wahlkampf 
hauptsächlich auf Regierungsschelte und der Aus­
sicht auf die erste Dalit­Premierministerin, BSP­Par­
teichefin Mayawati, auf, transportierten aber wenig 
eigene Programmatik.
Die Parteien der Fourth Front hofften, als Ver­
treterinnen der beiden bevölkerungsstärksten Bun­
desstaaten, als Königsmacher fungieren zu können. 
Die große Mehrzahl der Regionalparteien allerdings 
führte einen auf ihren jeweiligen Bundesstaat zu­
geschnittenen Wahlkampf. Themen von nationaler 
Bedeutung wurden hier selten aufgegriffen. Dies 
zeigt, dass bundesstaatliche Politik die zentrale Refe­
renzgröße auch für Wahlen auf nationaler Ebene ist. 
Den Erhebungen der National Election Study (NES 
2009) zufolge war eines der wichtigsten Kriterien für 
die Wahlentscheidung, wie effektiv die populären 
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zentralstaatlichen Wohlfahrtsprogramme wie der be­
reits erwähnte „National Rural Employment Guar­




Eine Analyse der Stimmenanteile und des Ab­
stimmungsverhaltens in den Bundesstaaten macht 
deutlich, dass die Kongresspartei mit marginalen 
Stimmenzuwächsen einen überproportionalen Zu­
gewinn an Sitzen im Parlament erzielen konnte. Dies 
ist zum einen auf das Mehrheitswahlrecht zurück­
zuführen, da Kandidaten mit einfacher Mehrheit ein 
Mandat gewinnen können, unabhängig davon, wie 
hoch ihr Stimmenanteil ist. Zum anderen war die 
Parteienkonkurrenz in den Wahlkreisen stark und 
häufig fehlten Wahlabsprachen zwischen potenziel­
len Koalitionsparteien. Dies führte dazu, dass die 
Kongresspartei rechnerisch pro Prozentpunkt an 
Stimmenzuwachs einen Gewinn von 7,2 Sitzen in 
der Lok Sabha erzielen konnte.
Ausschlaggebend hierfür war das gute Ab­
schneiden der Partei in den bevölkerungsreichen 
Flächenstaaten Uttar Pradesh (6,2 % Stimmenzu­
wachs) und Bihar (5 % Stimmenzuwachs), die mit 
80 bzw. 40 Sitzen in der Lok Sabha vertreten sind. 
Auch in Andhra Pradesh errang die Partei 33 von 
42 Sitzen, dies aufgrund des schlechten Abschnei­
dens der Telugu Desham Party (TDP), der stärksten 
Regionalpartei, und fehlender Wahlabsprachen zwi­
schen den kleineren Parteien und trotz eines Ver­
lustes von 2,6 Prozentpunkten an Stimmen.
Eine unerwartet hohe Dividende erbrachte der 
Kongresspartei die Notwendigkeit, in einigen Bun­
desstaaten ohne Koalitionsaussage ins Rennen zu 
gehen, da sich einige Konkurrenten weigerten, Wahl­
bündnisse mit ihr einzugehen. Besonders die Partei­
en der Fourth Front, die Samajvadi Party in Uttar Pra­
desh sowie die Rashtriya Janata Dal und die Lok Jan- 
shakti Party in Bihar, hatten sich von der Kongress­
partei distanziert und zwangen deren Kandidaten 
zu einem unabhängigen Wahlkampf, den vor allem 
Rahul Gandhi, der Sohn von Parteichefin Sonia Gan­
dhi und Generalsekretär der Partei, in Uttar Pradesh 
fulminant gewann.
Des Weiteren profitierten die Kongresspartei und 
einige ihrer Bündnispartner in der UPA vom histo­
risch schlechten Abschneiden der beiden kommunis­
tischen Parteien in deren Hochburgen Westbengalen 
und Kerala. In Westbengalen erreichte der Trinamool 
Congress unter der Führung der Parteiverteranin 
Mamata Banerjee einen deutlichen Sieg und bringt 
damit 19 Sitze in die Bilanz der UPA ein (neben den 
9 Sitzen, die die Kongresspartei erringen konnte). 
In Kerala errang die Kongresspartei innerhalb des 
Bündnisses der United Progressive Front (UPF) 13 der 
20 Sitze, die regierende Left Democratic Front hin­
gegen nur 4 – eine schallende Ohrfeige für die 
Landesregierung.
Die NDA hingegen konnte in jenen Bundesstaa­
ten Erfolge erzielen, in denen sie entweder selbst an 
der Landesregierung beteiligt ist und über eine hohe 
Wählerzustimmung verfügt oder in denen eine der 
koalierenden Regionalparteien landespolitisch hoch 
in der Wählergunst steht. Ersteres trifft namentlich 
in Chattisgarh, Karnataka und Himachal Pradesh 
zu. In Bihar profitierte die NDA vom Ansehen der 
Regierung Nitish Kumar (JDU). In ihren Hochbur­
gen Gujarat, Maharashtra und Madhya Pradesh 
konnte die BJP die Mehrheit der errungenen Sitze 
zwar knapp verteidigen, verlor aber in Gujarat und 
Madhya Pradesh deutlich Stimmenanteile an die 
Kongresspartei.
Die Auswertung der relativen Stimmenanteile 
nach Parteien zeigt, dass die Kongresspartei im 
Grunde genommen nur in wenigen Bundesstaaten 
signifikant zugelegt hat.
Da dies jedoch bevölkerungsstarke Staaten wie 
Uttar Pradesh betrifft, konnte die Partei und die 
Koalition insgesamt, wie aus Tabelle 1 ersichtlich, 
überproportional viele Mandate gewinnen, so dass 
in der Öffentlichkeit der Eindruck entstand, die UPA 
habe flächendeckend „abgeräumt“.
Diese Wahrnehmung wurde forciert von dem 
Medienhype um die Person Rahul Gandhis, der be­
reits als der politische Führer der Zukunft gehandelt 
wird.
Kritische Beobachter betrachten diesen „Dynastie­
Effekt“ mit Sorge, da er schon in der Vergangenheit 
die Partei dazu verleitet habe, Leistungsbewertung 
und innerparteiliche Auseinandersetzung gegen un­
kritischen Führungskult einzutauschen. Die rhetho­
rische und intellektuelle Schwächung der Opposi­
tion durch das schlechte Abschneiden der kommu­
nistischen Parteien trage zur Gefahr einer „Redy­
nastisierung“ der Kongresspartei bei.
Bislang deutet der Verzicht auf Regierungsämter 
durch Parteichefin Sonia Gandhi und Generalsekre­
tär Rahul Gandhi, dem ein Posten im Kabinett ange­
dient wurde, darauf hin, dass sie die Trennung zwi­
schen Parteiführung und Regierung aufrechtzuer­
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halten gedenken. Dies ist auch politisch opportun, 
denn die Verantwortung für ein etwaiges Regie­
rungsversagen liegt bei Premierminister Manmohan 






















































































































Zudem genießt der amtierende Premier hohes 
Ansehen im In­ und Ausland und bewies Stand­
haftigkeit in der Sache, als der Abschluss des Indo­
US­Nuklearabkommens die Regierungskoalition zu 
sprengen drohte und Singh sich einem Misstrauens­
votum stellen musste.
Sollte der gesundheitlich angeschlagene 76­jäh­
rige Premierminister jedoch seine zweite Amtszeit 
nicht zu Ende führen können, wäre ein Eintritt der 
Gandhis ins Kabinett aufgrund des zu erwartenden 
öffentlichen Drucks nicht unwahrscheinlich.
4.	 Normalisierung	des	demokratischen	Betriebs
Die Verteilung der Sitze in der Lok Sabha zeigt, dass 
das Wahlergebnis eine Stabilisierung der amtieren­
den Regierungskoalition und eine deutliche Schwä­
chung der kasten­ und gruppengestützten Parteien, 
insbesondere der BJP und der BSP, bedeutet. Dies 
signalisiert aber weder einen Bedeutungsverlust der 
Landespolitik gegenüber der nationalen Politik – die 
Wahlergebnisse in den Bundesstaaten zeigen deut­
lich den Bezug zur Regierungsleistung der jewei­
ligen Landesregierungen – noch ein Ende der „iden­
tity politics“.
Eine Umfrage im Zuge der National Election Study 
(NES 2009) belegt, dass der Großteil der Wähler­
schaft sich in erster Linie mit der Politik des Bundes­
staates identifiziert und sich in seiner Leistungs­
beurteilung sowohl an individuellen Interessen als 
auch an solchen der primären Identitätsgruppe, vor­ 
zugsweise der Kaste und/oder der religiösen Ge­
meinschaft, orientiert. Die Bereitschaft, ausschließlich 
nach Gruppenloyalität zu wählen, ist jedoch ge­
sunken, und das Kriterium der Regierungsleistung 
gewinnt an Bedeutung. Dies erklärt, warum BSP­
Chefin Mayawati in Uttar Pradesh deutliche Stim­
menverluste hinnehmen musste, während Nitish 
Kumar (JDU) in Bihar und Naveen Patnaik (BJD) 
in Orissa, ebenfalls Produkte und Verfechter klien­
telbezogener „identity politics“, siegreich aus den 
Wahlen hervorgingen: Im Gegensatz zu Mayawati 
überzeugten sie mit spürbaren Verbesserungen für 
ihre Wählerklientel und den Schwerpunkten good 
governance und Regierungstransparenz.
Die Wählerinnen und Wähler beurteilten die Ar­
beit ihrer Regierungen vor allem auf den Gebieten 
ländliche Entwicklung, Arbeitsmarktpolitik, Infra­
struktur, Bildungsmöglichkeiten und Gesundheits­
versorgung. Das sind genau die Bereiche, in denen 
große Teile Indiens noch rückständig sind und die 
-  -GIGA Focus Asien 7/009
in den Wahlen der Vergangenheit kaum eine Rolle 
gespielt haben. Dies liegt vornehmlich daran, dass 
Parlamentswahlen in der Vergangenheit oftmals von 
einem stark polarisierenden Thema geprägt waren: 
in den 1990er Jahren von der Agenda des Hindu­
nationalismus und der Auseinandersetzung um die 
Definition von Nation und Säkularismus, in den 
1970er und 1980er Jahren vom Kampf um den Sturz 
Indira Gandhis und deren Rückkehr als Premier­ 
ministerin.
Zwischen 1975 und 1999 befand sich das Land 
zudem politisch im ständigen Ausnahmezustand 
und war mit einer Reihe interner Konflikte und mi­
litanter Sezessionsbewegungen konfrontiert, deren 
ungenügende Handhabung letztlich sowohl Indira 
Gandhi als auch ihren Sohn und Nachfolger im Amt, 
Rajiv Gandhi, das Leben gekostet haben. Die 1990er 
Jahre waren gekennzeichnet von der Haushaltskrise 
und der daraus folgenden Wirtschaftsliberalisierung, 
von den interreligiösen Unruhen in der Folge der 
Ayodhya­Kampagne der BJP, die in der Zerstörung 
der Babri­Moschee mündete, und von instabilen 
Mehrheitsverhältnissen in der Lok Sabha, die dazu 
führten, dass die Bürgerinnen und Bürger zwischen 
1992 und 1999 viermal ein neues Parlament wählen 
mussten.
Die von Atal Bihari Vajpayee (BJP) geführte NDA­
Regierung (1999­2004) war somit die erste seit langer 
Zeit, die bis zum Ende einer Amtszeit durchhalten 
konnte. Die Wahlen von 2004 konsolidierten den 
Trend zur demokratischen Normalisierung – die Ab­
sage an die NDA rührte vor allem von deren Versa­
gen her, die breite Masse am stetig steigenden Wirt­
schaftswachstum zu beteiligen und die staatliche 
Gesundheits­ und Altersvorsorge sowie das Straßen­
netz und die Stromversorgung flächendeckend aus­ 
zubauen.
Insofern stellt die Zustimmung zur Politik der 
Regierung Singh – auch wenn sie de facto weni­
ger deutlich ausfällt als die Verteilung der Sitze in 
der Lok Sabha vermuten läßt – eine Kontinuität zu 
den vorangegangen Wahlen dar. Sie bedeutet ei­
ne Schwerpunktsetzung der Wähler auf good gov-
ernance und messbare Erfolge in der Sozial­ und 
Wirtschaftspolitik.
5.	 Aufgaben	und	Herausforderungen
Trotz ihres guten Abschneidens hat die UPA keine 
eigene Mehrheit in der Lok Sabha und ist damit wei­
terhin – wenn auch in erheblich kleinerem Umfang 
als bisher – auf die Stimmen der Parteien der Third 
Front und der Fourth Front angewiesen (siehe Ab­
bildung 1).
Zwar haben sowohl die BSP als auch die BJD 
der Regierungskoalition als schwergewichtige Part­
ner der Third Front ihre Unterstützung zugesichert; 
die letzte Legislaturperiode und das reihenweise 
Ausscheiden von Parteien aus der Koalition oder 
die Aufkündigung der Unterstützung haben jedoch 
deutlich gemacht, wie unzuverlässig solche Aus­
sagen sind.
Die Hoffnung, dass die „Bestechungspolitik“ 
(blackmail politics) der kleinen Koalitionspartner künf­
tig ein Ende haben wird, hat sich bereits im Zuge 
der Regierungsbildung zerschlagen. Jene Regional­
parteien, die eine relativ hohe Zahl von Sitzen in 
die Koalition eingebracht hatten (insbesondere der 
Trinamool Congress und die Dravida Munnetra Kazha-
gam), erzwangen eine überproportional große Prä­
senz im neuen Kabinett, das aufgrund der zähen 
Verhandlungen mit den Koalitionspartnern erst mit 
einiger Verzögerung am 28. Mai vereidigt wurde.
Abbildung	1:	 Verteilung	der	Sitze	in	der	Lok Sabha
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Die neue Regierung, der neben regierungserfah­
renen Kabinettsmitgliedern wie Pranab Mukherjee, 
P. Chidambaram, Veerappa Moily und Mamata Ba­
nerjee auch einige junge Mandatsträger angehören, 
hat schwierige Aufgaben vor sich. An erster Stelle 
steht auch für Indien die Bewältigung der globalen 
Finanz­ und Wirtschaftskrise, unter der hauptsäch­
lich die kleinen und mittelständischen Unternehmen 
leiden und die das Wirtschaftswachstum im ersten 
Quartal 2009 von vormals 9 % auf 5 % fallen ließ. In 
puncto innere Sicherheit stehen sowohl die Bekämp­
fung des islamistischen Terrors als auch der maois­
tischen Guerilla (Naxaliten) im so genannten „roten 
Gürtel“, der sich über Teile von Bihar, Westbengalen, 
Orissa, Chattisghar, Jharkhand, Madhya Pradesh und 
Andhra Pradesh erstreckt, auf dem Programm der 
Regierung.
Im Mittelpunkt der Regierungserklärung des 
Premierministers vom 4. Juni steht jedoch zweifels­
ohne und in Fortsetzung der UPA­Agenda der letz­
ten Legislaturperiode das Paradigma des inklusiven 
Wachstums. Die Fortführung und Ausweitung der 
Armutsbekämpfungsprogramme wird flankiert von 
ambitionierten Gesetzesvorlagen wie dem vorge­
schlagenen „Food Security Act“ und der „Women’s 
Reservation Bill“, die in den Parlamenten der Bun­
desstaaten und in der Lok Sabha eine Frauenquote 
von 33 % und in den Panchayat­Institutionen eine 
Erhöhung der Frauenquote auf 50 % vorsieht. Dar­
über hinaus will die Regierung in den ersten hun­
dert Tagen folgende Themen aufgreifen: den Aus­
bau des Gesundheits­ und Bildungswesens, die Kon­
solidierung der bereits in der letzten Legislaturperio­
de eingeleiteten Wiederbelebung des Agrarsektors, 
den Ausbau öffentlicher Infrastruktur sowie eine 
umfassende Reform des Polizei­ und Justizapparats.
So glaubhaft Premierminister Singh sein Pro­
gramm vortragen mag und so ambitioniert vor allem 
die jungen Kabinettsmitglieder auch sein mögen, um 
die von der UPA angestrebten Reformen und Geset­
zesinitiativen umzusetzen, ist die Regierung in ers­
ter Linie auf die Kooperationsbereitschaft der bun­
desstaatlichen Regierungen und ihrer Verwaltungen 
angewiesen. Sie sind es nach wie vor, welche die Ent­
wicklung der Regionen maßgeblich bestimmen, und 
ihre Leistung zeichnet zum großen Teil verantwortlich 
für das immense Entwicklungsungleichgewicht, mit 
dem das Land immer noch zu kämpfen hat. Sollte sich 
der Trend zur Governance­orientierten Wahlentschei­
dung fortsetzen, stehen die Chancen für substanzi­
elle Reformen und deren effektive Umsetzung weit 
besser als in den Jahrzehnten zuvor.
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